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Richtlinien 

zur Förderung der Denkmalpflege im Landkreis Marburg-Biedenkopf 

(außer Stadtgebiet Marburg) 
 
 
 
1. Grundsätze 
 
 Es ist Anliegen und Ziel des Landkreises Marburg-Biedenkopf, die noch vorhandenen 

Zeugnisse der Geschichte, der Kultur, der Kunst und des Handwerkes im Kreisgebiet für 
künftige Generationen zu erhalten, das unverwechselbares Erscheinungsbild des Land-
kreises zu bewahren und den Einwohner*innen hierdurch eine enge Bindung an die Hei-
mat und die Würdigung der Leistungen der Vorfahren zu ermöglichen. 
 

 In Erfüllung der Aufgaben nach dem Hessischen Denkmalschutzgesetz beteiligt sich des-
halb der Landkreis Marburg-Biedenkopf neben dem Land Hessen, den Gemeinden und 
den Eigentümer*innen nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel und 
diesen Richtlinien an den Kosten für die Erhaltung der Kulturdenkmäler. 

 
 
2. Förderungsfähige Maßnahmen 
 
2.1 Gefördert werden können denkmalpflegerische Maßnahmen zur 
 

- Konservierung 
- Restaurierung 
- Reparatur 

 
 von und an Kulturdenkmälern oder Teilen von Kulturdenkmälern nach § 2 Hessisches 

Denkmalschutzgesetz (HDSchG), wenn die Arbeiten nach denkmalpflegerischen Ge-
sichtspunkten, mit denkmalschutzrechtlicher Genehmigung und nach den Regeln der 
Technik und des Handwerks ausgeführt werden und dadurch ein finanzieller Mehraufwand 
gegenüber einer Ausführung ohne diese Anforderungen entsteht. Eine Förderung in Teil-
abschnitten ist grundsätzlich möglich. 
 

2.2 In Ausnahmefällen können auch Beratungsleistungen (z.B. Untersuchungen) von aner-
kannten Fachleuten in der Planung und im Handwerk im Denkmal geförderte werden, so-
fern diese zur Sicherstellung der fachgerechten Ausführung der o.g. Maßnahmen notwen-
dig sind. Für Honorare von Architekten*innen und Ingenieur*innen können anteilig Förder-
mittel gewährt werden, soweit ein denkmalbedingter Mehraufwand nachgewiesen wird. 

 
2.3 Bei Bestandteilen von Gesamtanlagen nach § 2 (3) HDSchG und in der Umgebung von 

Kulturdenkmälern werden nur Maßnahmen gefördert, die nach außen wirken oder dem 
Substanzerhalt des Gebäudes dienen. 

 
2.4 Nicht förderfähig sind Neubauten, Anbauten, neue Inneneinrichtungen und nicht denkmal-

geschützte Innenausstattungen sowie Anlagen der Haus- und Versorgungstechnik. 
 
2.5 Nicht förderfähig sind bereits ausgeführte Maßnahmen oder Maßnahmen, die abweichend 

von den Genehmigungen oder Bewilligungen ausgeführt oder deren Bewilligung mit unzu-
treffenden Angaben erreicht wurden. 

 
2.6 Ebenfalls nicht förderfähig sind Maßnahmen, die der Instandsetzung dienen, die bisher aus 

spekulativen Gründen unterlassen wurden oder zur Beseitigung widerrechtlich durchge-
führter Veränderungen notwendig sind. 
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3. Abstimmung mit anderen Förderungsprogrammen 
 
3.1 Gemeindeeigene Kulturdenkmäler werden nicht gefördert, sofern nicht ein eingetragener 

Verein als Nutzer des Kulturdenkmals Bauherr der Maßnahme ist. 
 
3.2 Die Förderung einzelner Gewerke oder Bauteile, für die Zuschüsse aus anderen Quellen 

(z.B. Landes-/Bundesmittel, Stiftungsgelder etc.) gewährt werden, ist ausgeschlossen. Er-
gänzungsförderung von sonst nicht bezuschussten Arbeiten und zur Gewährleistung der 
Zumutbarkeit nach § 13 HDSchG ist jedoch möglich. Darlehen oder Steuerabschreibungen 
gelten nicht als Zuschüsse. 

 
3.3 Vorrangig werden Maßnahmen an solchen Kulturdenkmälern gefördert, für die andere 

Förderungsprogramme nicht oder nur sehr eingeschränkt in Anspruch genommen werden 
können (insbesondere an Kulturdenkmälern außerhalb der Sanierungs- oder Dorferneue-
rungsgebiete). Die parallele Förderung der Zuschüsse der Städte und Gemeinden des 
Landkreises ist in besonderen Ausnahmefällen zulässig. 

 
 
4. Antragsberechtigung 
 
4.1 Antragsberechtigt sind die Bauherr*innen der Maßnahme. 
 
 
5. Umfang der Förderung 
 
5.1 Die Höhe der Förderung richtet sich nach dem Umfang der baulichen Maßnahme. Dabei 

sind die Wertigkeit des Baudenkmals, die Art der Arbeiten bezüglich ihres denkmalpflege-
rischen Wertes und im Einzelfall auch die persönlichen Verhältnisse der Antragstel-
ler*innen angemessen zu berücksichtigen. In der Regel erfolgt eine Förderung in Höhe von 
bis zu 10% der Kosten für die Durchführung der unter 2. dieser Richtlinie genannten Maß-
nahmen.  

 
5.2 Um eine möglichst breitgefächerte Verteilung der bereitgestellten Fördermittel zu errei-

chen, ist die Fördersumme auf maximal 2.500,00 € für ein Objekt pro Kalenderjahr be-
grenzt. 

 
5.3 In Ausnahmefällen, in denen die herausragende Bedeutung des Kulturdenkmals, beson-

ders hohe durch Auflagen in der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung entstehende 
Kosten, der außergewöhnlich große Umfang der baulichen Maßnahme oder die finanzielle 
Situation der Bauherren dies erfordern, kann von diesen Regelwerten abgewichen werden. 

 
5.4 Die Vergabe von Fördermitteln erfolgt im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haus-

haltsmittel. Ein Rechtsanspruch besteht nicht. 
 
 
6. Antragsunterlagen 
 
6.1 Anträge zur Gewährung einer Förderung können gleichzeitig mit dem Bauantrag oder dem 

Antrag auf denkmalschutzrechtliche Genehmigung eingereicht werden. 
 
6.2 Zur Antragsstellung ist das unter Denkmalförderung und Steuererleichterung | Landkreis 

Marburg-Biedenkopf“ bereitgestellte Formular zu verwenden und durch folgende Unterla-
gen zu ergänzen, soweit diese nicht bereits Bestandteil des Genehmigungsverfahren sind:  

 
a) Antragsformular 

 

https://www.marburg-biedenkopf.de/vv/produkte/tsabus/steuerverguenstigung_fuer_denkmalgeschuetzte_objekte_344828947.php
https://www.marburg-biedenkopf.de/vv/produkte/tsabus/steuerverguenstigung_fuer_denkmalgeschuetzte_objekte_344828947.php
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b) Beschreibung bzw. Dokumentation des Bestandes (Fotos) 
 

c) Vorlage von zwei detaillierten Kostenvoranschlägen, bzw. im Falle einer Ausführung in 
Eigenleistung, einer genauen Beschreibung der beabsichtigten Vorgehensweise, Ma-
terialkosten und der geschätzten Zahl der Arbeitsstunden.  

 
 

7. Eigenleistung 
 
7.1 Neben der Durchführung der Arbeiten durch Fachfirmen ist auch die Ausführung der Arbei-

ten in Eigenleistung möglich, wenn diese in enger Abstimmung mit der Unteren Denkmal-
schutzbehörde erfolgt. 

 
7.2 Über die Anzahl der von den einzelnen Personen erbrachten Arbeitsstunden ist je nach 

Gewerk, Tag und Stunde ein prüffähiger Nachweis zu führen. 
 
7.3 Bei fachgerechter Ausführung kann für eine angemessene Anzahl von Arbeitsstunden ein 

Stundensatz von 10,00 Euro als beihilfefähige Kosten angerechnet werden. 
 
 
8. Antragsverfahren 
 
8.1 Die Anträge sind an den Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf, Fachbe-

reich Bauen, Wasser- und Naturschutz, Untere Denkmalschutzbehörde, Im Lichtenholz 60, 
35043 Marburg, zu richten. 

 
8.2 Die Anträge werden vom Kreisausschuss des Landkreises Marburg-Biedenkopf, Fachbe-

reich Bauen, Wasser- und Naturschutz, Untere Denkmalschutzbehörde bearbeitet und 
dieser Richtlinie entsprechend entschieden. 

 
 
9. Förderbescheid 
 
9.1 Die Untere Denkmalschutzbehörde bestätigt die Förderfähigkeit der Maßnahme durch ei-

nen Bewilligungsbescheid. 
 
9.2 Der Förderbescheid wird befristet und kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt wer-

den. 
 
9.3 Der Förderbescheid verpflichtet die Untere Denkmalschutzbehörde die bereitgestellten 

Mittel innerhalb des angegebenen Zeitraumes auszuzahlen, wenn die ordnungsgemäße 
Ausführung der Maßnahme unter Beachtung aller Auflagen, Bedingungen und Genehmi-
gungen überprüft und festgestellt worden ist. 

 
9.4 Die Bescheide können in begründeten Fällen und bei Vorliegen der haushaltsrechtlichen 

Voraussetzungen auf Antrag verlängert werden; ein Anspruch auf Verlängerung besteht 
nicht. 

 
9.5 Vor Aushändigung des Förderbescheides darf mit der Maßnahme nicht begonnen 

werden, anderenfalls entfällt die Förderfähigkeit. Ausnahmen bedürfen der Geneh-
migung der Unteren Denkmalschutzbehörde. 

 
9.6 Die Auszahlung muss bei der Unteren Denkmalschutzbehörde schriftlich beantragt wer-

den. Dazu müssen folgende Unterlagen eingereicht werden: 
 

• Formloser Antrag auf Auszahlung (mit Unterschrift, ggf. als Scan) 

•  nachprüfbare Rechnungen 

• Fotos über die durchgeführte Maßnahme 



60/2 

  4 

• bei Bewilligung weitere öffentlichen Mittel der entsprechende Bewilligungsbescheid 

• Nachweis einer ausreichenden Gebäudeversicherung (Feuer, Leitungswasser, 

 Sturmschäden etc.) 

 
10. Verweigerung oder Rückforderung von Beihilfen 
 
10.1  Werden Verstöße gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften, Auflagen oder Bedingungen 

der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung der Maßnahme oder des Bewilligungsbe-
scheids festgestellt oder entspricht die Ausführung nicht den denkmalfachlich notwendi-
gen handwerklichen Auswirkungen, kann die Auszahlung der Förderung verweigert oder 
der Förderbetrag gekürzt werden. 

 
10.2  Werden nach der Auszahlung der Förderung Tatsachen bekannt, die zur Verweigerung 

der Förderung geführt hätten, kann auch eine bereits ausgezahlte Förderung zurückge-
fordert werden. 

 
 
Beschluss des Kreisausschusses vom 30.04.2024. 
In Kraft getreten am 30.04.2024. 
 
 
 


